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Kurz zusammengefasst …
Seit 2007 müssen sich Hochschulen mit dem Europäischen 
Beihilferecht auseinandersetzten und ihre Tätigkeiten in 
wirtschaftliche und nichtwirtschaftliche differenzieren sowie 
deren Kosten und Finanzierungen getrennt aufzeichnen. Die 
Einteilung der Hochschultätigkeiten in die beiden Kategori-
en hat für die Zulässigkeit unterschiedlicher Formen der Fi-
nanzierung für die jeweilige Tätigkeit eine große Bedeutung, 
kann jedoch aufgrund der nichttrennscharfen Definition der 
Begriffe nicht immer so einfach erfolgen. Bisherige Syste-
matiken für andere Hochschulbereiche sind nicht pauschal 
auf die Hochschulweiterbildung übertragbar, ohne dass der 
Bildungsauftrag ignoriert wird. Um Hochschulverantwortli-
chen einen Ausweg aus diesem Dilemma zu zeigen, werden 
die Handlungsalternativen im Umgang mit dem EUBeihil-









dem	 Europäischen	 Wettbewerbsrecht	 auseinandersetzen	
und	 im	 Speziellen	 die	 Frage	 klären,	 welche	 Auswirkungen	
dieses	auf	die	einzelnen	Hochschultätigkeiten	hat.	
Politik	und	Praxis	haben	in	den	letzten	Jahren	versucht	die	
europarechtlichen	 Beihilfevorschriften	 im	 Rahmen	 der	 ge-
samten	 Hochschultätigkeit	 zu	 erfassen,	 zu	 beurteilen	 und	








Vorschlag	 über	 die	 Einordnung	 der	 Hochschultätigkeiten	
gibt.	Die	darin	enthaltene	Empfehlung,	dass	u.a.	die	gesam-
die Hochschulweiterbildung zwischen  
gemeinwohl und rechtsicherheit




ausgewiesen	werden	 sollte	 (KMK	2012,	 S.	 6),	 erweist	 sich	 in	
der	 Praxis	 für	 einige	 Formen	 der	 Hochschulweiterbildung	
als	 nicht	 umsetzbar	 und	 in	 Teilen	 als	 nicht	 konsistent	mit	
dem	EU-Beihilferecht.




als	 auch	 die	 zugrundeliegenden	Methoden	 vermitteln	 (wis-
senschaftliche	Weiterbildung).	Derartige	Bildungsangebote	
sind	 den	 Hochschulen	 ebenso	 vorbehalten	 wie	 die	 grund-
ständige	Lehre	im	gestuften	System	mit	Bachelor-	und	Mas-
terstudiengängen.	 Auf	 die	 Art	 des	 Abschlusses,	 grundstän-
dig	 oder	 weiterbildend,	 darf	 es	 hingegen	 nicht	 ankommen,	
sodass	 im	 Rahmen	 des	 EU-Beihilfenrechts	 dieselben	Maß-
stäbe	gelten	müssten	(Lindner	2009,	S.	111).	Zumal	durch	die	
Öffnung	der	Hochschulen	vermehrt	beruflich	Qualifizierte	
an	 grundständigen	 Studiengängen	 teilnehmen	 und	 sich	 in-






darüber	 hinaus	 auch	 generelle	 Zweifel	 angebracht,	 ob	 die	
EUKommission	 der	 darin	 vertretenen	 Auffassung	 in	 allen	
Teilen	 folgen	 würde	 bzw.	 wird.	 Z.	 B.	 sind	 nach	 Auffassung	
der	 KMK	 ausschließlich	 intern	 erbrachte	 Leistungen	 an	
Mitglieder	der	Hochschule	stets	nichtwirtschaftlicher	Natur	
(KMK	2012,	S.	3-4).	Dies	steht	entgegen	den	Aussagen	der	EU-
Kommission.	 Können	 andere	 potenzielle	 Anbieter	 dieselbe	
interne	 Leistung	 erbringen,	 kann	 eine	 wirtschaftliche	 Tä-
tigkeit	vorliegen.	Eine	interne	Klassifizierung	soll	nicht	die	
Wirtschaftlichkeit	einer	Tätigkeit	bestimmen	(EC	2012,	Rn.	
13).	 Insoweit	 spricht	 einiges	 dafür,	 dass	 der	Leitfaden	 einer	
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Wie	 die	 EUKommission	 die	 Hochschulweiterbildung	 tat-
sächlich	 einordnet,	 ist	 bislang	 unklar.	Der	 aktuell	 in	Über-
arbeitung	befindliche	Gemeinschaftsrahmen,	welcher	zum	
01.07.2014	 in	Kraft	 treten	 soll	 (EC	 2013,	 S.	 2),	 könnte	mehr	
Aufschluss	 geben.	 Vorschläge,	 wie	 die	 beihilferechtlichen	
Regelungen	für	wissenschaftliche	Weiterbildung	in	einer	am	
Gemeinwohl	 orientierten	 Art	 und	Weise	 ausgelegt	 werden	
könnten,	 liegen	vor.	 (Göbel/Tauer	2014;	Prager/Hanft	2014;	
Hörr	2014).
Zurzeit	 müssen	 Hochschulleitungen	 mit	 diesen	 wider-
sprüchlichen	Auffassungen	und	Rahmenbedingungen	ihren	
Bildungsauftrag	 unter	 Unsicherheiten	 managen	 (Syring/








Hochschulverantwortliche	 in	 die	 Lage	 versetzt	 werden,	 ge-
meinwohlorientiert	und	risikoadäquat	ihre	Entscheidungen	
treffen	zu	können.
Systematik des EU-Beihilfenrechts im   
Hochschulkontext
Eine	Beihilfe	ist	jede	staatliche	oder	aus	staatlichen	Mitteln	
gewährte	 Begünstigung	 für	 bestimmte	Unternehmen	 oder	
Produktionszweige,	 die	 den	Wettbewerb	 verfälscht	 oder	 zu	
verfälschen	 droht,	 wenn	 sie	 den	Handel	 zwischen	 den	Mit-
gliedstaaten	 beeinträchtigt.	 Beihilfen	 sind	 grundsätzlich	
verboten	 (Art.	 107	 Abs.	 1	 AEUV).	 Ausnahmen	 stellen	 nur	




Begriff	 des	Unternehmens	 deutlich.	Nach	 ständiger	 EuGH-
Rechtsprechung	ist	ein	Unternehmen	eine	jede	wirtschaftli-
che	Tätigkeit	ausführende	Einheit,	unabhängig	ihrer	Rechts-





Nach	 ständiger	 EuGH-Rechtsprechung	 ist	 eine	 wirtschaft-
liche	Tätigkeit	 jede	Tätigkeit,	 die	 darin	 besteht,	Güter	 oder	
Dienstleistungen	 gegen	 Entgelt	 auf	 einem	 bestimmten	
Markt	 anzubieten	 (EuGH	 1998	 Rs.	 C-35/96,	 Rn.	 37;	 EuGH	
2000,	Rs.	C180/98	 bis	C184/98,	Rn.	 75-76).	Das	Wesensmerk-
mal	 eines	 Entgeltes	 besteht	 darin,	 dass	 es	 Teil	 eines	 Leis-
tungsaustauschs	 ist,	 bei	 dem	 die	 Leistung	 eine	 Gegenleis-
tung	bedingt	 (EuGH	1993,	Rs.	C109/92,	Rn.	 15).	 Soweit	 eine	
Hochschule	 vom	 Staat	 finanziert	 und	 überwacht	 wird,	 gilt	
ihre	 Tätigkeit	 als	 nichtwirtschaftlich,	 da	 es	 an	 der	 Gegen-
leistung	mangelt.	Dies	 gilt	 auch,	wenn	geringe	Beiträge	 für	
die	 Bildungsleistung	 verlangt	 werden	 und	 diese	 nur	 einen	
Bruchteil	der	 tatsächlichen	Kosten	darstellen	 (EC	2012,	Rn.	
2627).	 Das	 bedeutet	 im	 Umkehrschluss,	 dass	 die	 Leistung	
entgeltlich	ist	und	damit	eine	wirtschaftliche	Tätigkeit	sein	
kann,	wenn	Hochschulen	in	ihrem	Entwicklungsprozess	zu	
Hochschulen	 des	 Lebenslangen	 Lernens	 alternative	 nicht-
staatliche	Mittel	zur	Finanzierung	brauchen	und	z.	B.	durch	
Studiengebühren	 die	 variablen	 Kosten	 der	 neuen	 weiterbil-
denden	 Studiengänge	 finanzieren.	Die	 Finanzierungsstruk-
tur	entscheidet	über	die	Entgeltlichkeit.	Entweder	beschließt	
ein	 Mitgliedstaat	 die	 Umsetzung	 des	 Solidaritätsprinzips,	
indem	 die	 Bevölkerung	 durch	 Abgaben	 (z.	 B.	 Steuerzahlun-
gen)	die	Hochschulweiterbildung	aller	finanziert	(das	ist	der	
Fall,	wenn	Hochschulen	überwiegend	 ihre	Haushaltsmittel	
vom	 Bundesland	 für	 ihre	 Tätigkeiten	 einsetzen)	 oder	 jeder	
einzelne	 Nachfrager	 kommt	 selbst	 für	 diese	 Leistung	 auf	
(EC	 2012,	Rn.	 17-20).	Die	 Frage	 nach	 einem	Markt	 als	 zwei-
tes	Merkmal	 zur	Bestimmung	einer	wirtschaftlichen	Tätig-
keit	 dürfte	 regelmäßig	 zu	bejahen	 sein,	 da	 beim	bloßen	Zu-
standekommen	 der	 Hochschulweiterbildung	 Anbieter	 und	
Nachfrager	zeitlich,	räumlich	und	persönlich	in	dieser	Sache	
übereinkommen	und	damit	stets	die	Kriterien	eines	Marktes	
erfüllen	 (Piekenbrock/Hennig	 2013,	 S.	 163-165).	 Beihilfe-
rechtlich	ist	eher	die	Frage	zu	klären,	ob	der	Handel	zwischen	
den	Mitgliedstaaten	durch	den	relevanten	Markt	überhaupt	
beeinträchtigt	 werden	 kann	 (EC	 1997)	 und	 ob	 dieser	 unter	
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Abbildung	1	zeigt	neben	den	von	der	EUKommission	genann-
ten	 Beispielen	 zur	 Einordnung	 der	 Hochschultätigkeiten	
(EC	2006,	Abschnitt	3.1.1,	3.1.2;	Dienststellen	der	Generaldi-
rektion	Wettbewerb	2013,	Rn.	19,21)	zugleich	eine	abstrakte	





Der	 Leistungsaustausch	 bei	 vollständig	 vom	 Staat	 finan-
zierten	und	überwachten	Bildungsangeboten	wird	eindeutig	








rendebatte	 vor	 Augen	 halten.	 Die	 Kosten	 einer	 Hochschu-
le	 je	 Student	 schwankten	 nach	 Angaben	 des	 Statistischen	
Bundesamtes	 im	 Jahr	 2010	 zwischen	 4.560	 €	 und	 26.070	
€	 (Brugger/Threin/Wolters	 2013,	 S.	 36).	 In	 einigen	 Bun-
desländern	 wurden	 Studiengebühren	 in	 Höhe	 von	 1.000	 €	
pro	Jahr	erhoben,	ohne	dass	dies	zur	beihilferechtlichen	De-
batte	 wurde.	 Dem	 entsprechen	 Anteile	 nichtstaatlicher	 Fi-
nanzierung	von	21,9	%	bis	3,8	%	der	jeweiligen	Kosten.	Legt	
man	den	Begriff	“überwiegend“	wörtlich	aus,	wäre	aufgrund	
der	 Dichotomie	 (staatliche	 oder	 nichtstaatliche	 Mittel)	 an-
zunehmen,	dass	darunter	eine	50	%	Grenze	zu	verstehen	ist.	
Doch	fraglich	bleibt,	auf	welche	Basis	sich	das	“überwiegend“	
bezieht.	 Theoretisch	 käme	 ein	 einzelnes	 Bildungsangebot,	
das	Bildungsangebot	der	 gesamten	Hochschule	 oder	das	 ge-
samte	 Bildungsangebot	 eines	 Mitgliedstaates	 in	 Betracht.	
Neben	 dieser	 begrifflichen	 Ungenauigkeit	 sind	 zudem	 die	
Beispiele	 in	 Abbildung	 1	 für	 nichtwirtschaftliche	 Tätigkei-
ten	nicht	direkt	auf	die	Hochschulweiterbildung	übertragbar.	
Eine	 Zuordnung	 kann	nur	 interpretiert	werden,	 sodass	 vor	
allem	 im	Rahmen	der	Hochschulweiterbildung	Tätigkeiten	




tigkeiten	 auch	 wirtschaftliche	 aus,	 so	 müssen	 im	 Rahmen	
einer	 Trennungsrechnung	 die	 Kosten	 und	 Finanzierungen	
getrennt	 aufgezeichnet	 werden,	 damit	 die	 nichtwirtschaft-
lichen	 Tätigkeiten	 nicht	 ausnahmsweise	 unter	 das	 Beihil-
ferecht	 fallen	 (EC	2006,	Abschnitt	 3.1.1).	 In	der	Praxis	 sind	
damit	 für	 wirtschaftliche	 Tätigkeiten	 die	 Vollkosten	 zu	 er-









weitere	 Rechtfertigungsgründe,	 insbesondere	 Art.	 106	 Abs.	
2	 AEUV,	 vorliegen.	 Eine	 derartige	 Prüfung	 ist	 mit	 hohem	
Aufwand	 verbunden,	 da	 für	 jedes	 Weiterbildungsprodukt	
eine	umfangreiche	Marktforschung	betrieben	werden	müss-
te.	Würde	daraufhin	ein	Marktversagen	festgestellt	werden,	








Ausnahmetatbestände	 zutreffen.	 Unter	 dieser	 Annahme	
dürfen	 staatliche	Mittel	nicht	zur	Finanzierung	wirtschaft-
licher	Tätigkeiten	verwendet	werden.
Handlungsalternativen und ihre Folgen
Hochschulverantwortliche	 haben	 aufgrund	 dieser	 Vor-
schriften	 nun	 zwei	 Handlungsalternativen:	 Entweder	 ord-




den,	 sodass	 eine	 heutige	 Entscheidung	 zu	 einem	 späteren	
Zeitpunkt	(ex	post)	entweder	bestätigt	 (A,	D)	oder	abgelehnt	
(B,	C)	wird	(siehe	Abbildung	2).	
Eine	 bestätigende	 Ex-post-Beurteilung	 hat	 keine	 weiteren	
Konsequenzen.	Vielmehr	ergeben	sich	für	die	Hochschulver-
antwortlichen	 nur	 für	 die	 Situationen	 B	 und	 C	 problemati-
sche	Interimslösungen.	Situation	B	beschreibt	den	Umstand,	
dass	 ein	 Bildungsangebot	 derzeit	 als	 nichtwirtschaftlich	
behandelt	wird,	obwohl	es	ex	post	betrachtet	eine	wirtschaft-
liche	 Tätigkeit	 darstellt.	 Die	 Hochschule	 setzt	 damit	 ad	 in-
terim	 öffentliche	Mittel	 zur	 Finanzierung	 dieser	 Tätigkeit	
ein,	was	unter	der	getroffenen	Annahme	untersagt	ist.	Hier	
kann	 es	 grundsätzlich	bis	 zu	 zehn	 Jahre	 rückwirkend	 zu	 ei-
ner	Rückforderungsentscheidung	durch	die	EUKommission	
kommen	 (Rat	der	Europäischen	Union	 1999,	Art.	 15	Abs.	 1).	
Abb. 2:	Handlungskonsequenzen	im	Umgang	mit	den		
	 europäischen	Beihilfevorschriften.
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Der	 maximal	 im	 Risiko	 stehende	 Betrag	 ohne	 Zinsen	 be-
schränkt	sich	für	einen	Teilnehmer	nur	auf	die	nicht	durch	
den	Preis	 (bzw.	Entgelt,	Gebühr)	 gedeckten	Vollkosten	 zzgl.	
Gewinnaufschlag	 (VK+)	 (Fall	1).	Existiert	ein	Marktpreis	un-




mit	 der	 Teilnehmerzahl,	 ergibt	 die	maximale	 Risikomasse	
des	 jeweiligen	Bildungsangebotes.	Abbildung	3	 verdeutlicht	
die	Ermittlung	der	Risikomasse.
Die	Risikomasse	 vermindert	 sich,	 wenn	Gewinne	 aus	 ande-
ren	wirtschaftlichen	Tätigkeiten	zur	Finanzierung	herange-
zogen	werden,	da	es	auf	den	Vergleich	der	gesamten	Anteile	
von	 öffentlichen	 Mitteln	 und	 nichtwirtschaftlichen	 Tätig-
keiten	 ankommt.	Durch	 den	Einsatz	 anderer	Gewinne	wer-
den	weniger	 staatliche	Mittel	 eingesetzt.	 (Dienststellen	 der	
Generaldirektion	Wettbewerb	2013,	FN	27).	




hat	 beihilferechtlich	 keine	 Konsequenzen.	 Allerdings	 wird	
-	 wie	 in	 Abbildung	 4	 gezeigt	 -	 die	 Nachfrage	 sinken.	 Ange-
nommen	ein	Weiterbildungsangebot	einer	Hochschule	wird	
nur	durch	Entgelte	 finanziert,	dann	existiert	 eine	Mindest-
teilnehmerzahl	 (TNmin),	 welche	 zum	 Zustandekommen	 des	















Die	 Hochschulverantwortlichen	 haben	 nun	 die	 schwierige	
Aufgabe	 die	 Ausgestaltung	 der	 Weiterbildungsangebote	 in	
Deutschland	zwischen	Gemeinwohl	und	beihilferechtlicher	
Sicherheit	 auszutarieren.	 Das	 bedeutet	 nicht,	 dass	 das	 EU-
Rechtssystem	 dem	 Gemeinwohl	 im	 Wege	 steht.	 Bildungs-
leistungen	sind	aus	EU-Sicht	für	Bürger	und	Unternehmen	
unverzichtbar,	 da	 sie	 das	 Beschäftigungsniveau	 und	 Wirt-
schaftswachstum	nachhaltig	verbessern	(EC	2007,	Abschnitt	
2).	Die	 allgemeine	 (Art.	 165	AEUV)	und	berufliche	Bildung	
(Art.	 166	 AEUV)	 sind	 Teilziele	 der	 EU	 und	 sollen	 wie	 jede	
andere	Dienstleistung	von	allgemeinem	Interesse	universell	
und	 kontinuierlich	 mit	 hoher	 Qualität	 erschwinglich	 sein	
(EC	 2004,	 Abschnitt	 2.1).	 Der	 europäische	 Rechtsrahmen	
greift	damit	keinesfalls	als	Störfaktor	in	die	deutsche	Hoch-
schullandschaft	ein	(Boysen/Neukirchen	2007,	S.	5),	sondern	
soll	 vielmehr	 durch	 den	 einheitlichen	 Regelungsgehalt	 zu	
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Abbildung	 1	 zuordnen	 können,	 empfiehlt	 es	 sich,	 vor	 einer	
Entscheidung	 erst	 die	 Konsequenzen	 aufzuarbeiten.	 Dazu	






setzen.	 Ein	 einmal	 eingeführter	 Preis	 hat	 keinen	 Bestand-
schutz.	 Je	 nach	 Zielgruppe	 wäre	 eine	 höhere	 Zahlungsbe-






















eine	 mangelnde	 klare	 Kommunikation	 ungewollte	 Konse-
quenzen	nach	sich	ziehen.	Angenommen	das	politische	Ziel	
zur	 Finanzierung	 von	 Weiterbildungsstudiengängen	 wäre	
eine	 überwiegende	 Steuerfinanzierung.	 Dies	 hätte	 beihil-
ferechtlich	 die	 Konsequenz,	 dass	 durch	 die	 angestrebte	 Fi-
nanzierungsstruktur	kein	Leistungsaustausch	existiert	und	
damit	 eine	 nichtwirtschaftliche	 Tätigkeit	 vorläge.	Würden	
aufgrund	 der	 vorhandenen	 Unsicherheit	 über	 die	 Anwen-
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